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65594 Runkel, den 16.02.2012

Niederschrift

über die 10. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel, zu der für heute, Mittwoch, den 15.02.2012, um 19.30 Uhr, in den Sitzungssaal des Rathauses in Runkel einberufen und ordnungsgemäß geladen war. Es sind erschienen:

Als stimmberechtigte Stadtverordnete:

	1.  Gregor Adler

2.  Erhard Becker

3.  Martin Belz

4.  Margret Bergmeier

5.  Dr. Manfred Birko

6.  Bernhard Brahm

7.  Eberhard Bremser

8.  Frank Burggraf

9.  Lothar Burggraf

10.
Christoph Demel

11. Bernd Eckert

12.
Ulrich Eisenberg

13.
Günter Gebhart

14.
Manfred Hastrich

15.
Lothar Hautzel

16.
Jörg-Peter Heil

17.
Michael Kilb

18.
Anton Krtsch
	19. Thomas Kuhlisch

20. Armin Naß  

21. Bernhard Polomski

22. Klaus Preusser

23. Volker Rosbach

24. Rainer Röth

25. Dr. Gerhard Ruttmann

26. Johannes Ruttmann

27. Ragnhild Schreiber

28. Petra Werbunat-Hofmann




Seitens des Magistrates:

	1. Bürgermeister Friedhelm Bender

2. Gertrud Burggraf

3. Peter Butzbach

4. Antonius Duchscherer
	5. Sabine Hemming

6. Christian Janevski 

7. Sandra Müller

8. Wolf-Dirk Räbiger


Die Mitglieder wurden durch Einladung vom 08. Februar 2012 ordnungsgemäß einberufen. Die Ladung wurde am 9. Februar 2012 zugestellt. Zwischen dem Ladungs- und dem Sitzungstag lagen mehr als drei freie Tage. Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber stellt zu Beginn der Sitzung um 19.30 Uhr die Beschlussfähigkeit der 10. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung fest.

Entschuldigt von Seiten der SPD-Fraktion fehlen die Herren Stadtverordneten Trog und Wagner. Von Seiten der Bürgerliste fehlt Herr Stadtverordneter Bullmann. Seitens des Magistrates fehlen Herr I. Stadtrat Uhl (SPD), Herr Stadtrat Kuhn (SPD) sowie Frau  Stadträtin Lißner (Bündnis 90/Die Grünen).

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber begrüßt die anwesenden Stadtverordneten, Herrn Bürgermeister Bender, die anwesenden Magistratsmitglieder sowie die Pressevertreter und Gäste. Sie eröffnet die Sitzung mit dem ersten Tagesordnungspunkt und erteilt hierzu Herrn Bürgermeister Bender das Wort.

Punkt 1
Anfragen an den Magistrat

Herr Bürgermeister Bender beginnt mit der Beantwortung der Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 10.02.2012. 

Teil 1 der Anfragen lautet:

Wir bitten um Beantwortung folgender Fragen?

1.1 Wurden die Bäume im Bereich der Geschwindigkeitmessanlage in Steeden wegen der Anlage gefällt?

Hierzu antwortet Herr Bürgermeister Bender, dass die Fällung auf Bitten des Ortsbeirates erfolgt ist. Die Baumwurzeln haben zu Unebenheiten im Pflaster des Gehweges geführt.

1.2 Ist hier eine Neupflanzung von Bäumen geplant? 

Herr Bürgermeister Bender antwortet hierzu, dass in Abstimmung mit dem Ortsbeirat eine Neupflanzung von Bäumen geplant ist.

Im zweiten Teil lautet die Anfrage wie folgt: 

Gemäß den Mitteilungen des Magistrates vom 30.06.2010 und 09.02.2011 wurde seitens des Magistrates u. a. die Gewährung eines Hang-Zuschusses in Höhe von 3.000,- Euro, beschränkt auf 9 Grundstücke mit starker Hanglage, zuzüglich eines Vorvertrages für die 9 Grundstücke mit der Fa. PGV beschlossen.

2.1. Beinhalten die Vorverträge mit der Fa. PGV über den Hang-Zuschuss hinausgehende Vergüngstigungen / Preisnachlässe?

Diese Frage beantwortet Herr Bürgermeister Bender wie folgt: Der Kaufvertragsentwurf beinhaltet bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen die Gewährung des Öko-Zuschusses in Höhe von 3.000,- Euro.

2.2   Werden die vorgenannten 9 Grundstücke auch an andere Interessenten zum Preis von 35,- Euro/m² verkauft bzw. angeboten?

Hierzu erklärt Herr Bürgermeister Bender, dass die in Rede stehenden Grundstücke keinem weiteren Interessenten zu einen Quadratmeterpreis von 35,- Euro angeboten werden.

Der dritte Teil der Anfrage lautet: 

Gemäß Auskunft von Herrn Bürgermeister Bender in der Sitzung am 16.12.2011 sind die Sonderkonditionen für das Musterhausgrundstück im Vertrag mit der Fa. PGV vereinbart.

3.1 Als kommunalpolitische Neulinge bitten wir um Auskunft, ob bzw. auf Grund welcher Gesetze, Verordnungen, Satzungen der Magistrat berechtigt ist, ohne Beschluss der Stadtverordneten Verträge abzuschließen, die einen Verlust bzw. eine Mindereinnahme von über 50.000,- Euro für die Stadt Runkel beinhalten?

Herr Bürgermeister Bender erklärt, dass unter Berücksichtigung der besonders schwierigen Geländeverhältnisse auf dem antragsgegenständlichen Grundstück der Verkaufsbeschluss in der Stadtverordentenversammlung am 16.12.2011 erfolgt ist.

Herr Fraktionsvorsitzender Eisenberg merkt an, dass der dritte Teil seiner Anfrage für ihn nicht ausreichend beantwortet sei. In Gesprächen zwischen verschiedenen Stadtverordneten am 16.12.2011 wurde ihm bestätigt, dass die Stadtverordneten dem Beschluss zugestimmt haben, aber nur aufgrund der Aussage von Herrn Bürgmeister Bender hierzu, dass die Sonderkonditionen Bestandteil des Vertrages sind. 

Hierzu schildert Herr Bürgermeister Bender, dass es nichts an seiner vorherigen Aussage ändert. Es liegt kein satzungsrechtlicher Verstoss vor, dass hier der Stadt Runkel ein Schaden von 50.000,- Euro entstanden sei. 

Abschließend stellt Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber zur Klärung der Anfrage 3.1 nach Rückfrage an Herrn Bürgermeister Bender fest, dass der Vertrag mit der Fa. PGV für das Musterhausgrundstück die Entscheidungsbefugnis des Magistrates beinhaltet.

Punkt 2

Realisierung des Vorhabens Errichtung einer Photovoltaikfreiflächenanlage im Gebiet „Herrnwies“, Gemarkung Steeden;

hier:
Genehmigung des Gestattungsvertrages
Herr Bürgermeister Bender erklärt, dass alle im Magistrat angesprochenen Punkte im Entwurf des Gestattungvertrages nach intensiven Geprächen eingepflegt sind.

Herr Fraktionsvorsitzender Eisenberg stellt hierzu folgende Fragen: 

- Spielt es für eine spätere Gewerbesteuer eine Rolle, wo der Sitz dieser 

  Gesellschaft  ist?
- Ist die Stadt Runkel Grundstückseigentümer?
Abschließend merkt Herr Eisenberg an, dass in diesem Vertrag alle Optionen für die Gesellschaft sprechen. Die Unterzeichnung sollte erfolgen, wenn sichergestellt ist, dass die Stadt Runkel einen Teil der Gesellschaft übernehmen kann.
Zum Rückerwerb schildert Herr Bürgermeister Bender, dass mit der HLG bereits hierzu Gepräche geführt wurden. Die Stadt Runkel ist noch nicht Eigentümer, da das Gerichtsgeschäft noch nicht beendet ist.  

Es wird angestrebt, dass der Sitz der Gesellschaft hier sein soll.

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel stimmt dem vorliegenden Gestattungsvertrag Projekt „Solarpark Runkel – Herrnwies“ zu.

Abstimmung:

Ja-  28

Nein- 
0

Enthaltung- 0

Punkt 3
Satzungsentwurf über die Festsetzung der Steuersätze für die Grund- und Gewerbesteuer – Hebesatzsatzung;

hier:
Bericht durch den HFA-Vorsitzenden, Herrn Gebhart, mit 
Beschlussvorschlag
Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber führt aus, dass mit der Hebesatzsatzung beabsichtigt wird, Grund- und Gewerbesteuer aus dem Haushaltskonzept zu entnehmen. Dies sei bereits im letzten Jahr im Zusammenhang mit dem Haushalt 2012 in einem Antrag auf diese Regelung vorgebracht worden. Gleichzeitig soll geklärt werden, ob Erhöhungen erforderlich sind.

Zur Beantwortung dieser beiden Themen erteilt Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber das Wort an Herrn HFA-Vorsitzenden  Gebhart.

Der HFA-Vorsitzende  Gebhart berichtet wie folgt:

Im eingebrachten Entwurf des Haushaltsplanes hat der Magistrat eine Erhöhung des Hebesatzes für die Grundsteuer B von 220 % auf 245 % vorgeschlagen.

Der HFA schlägt der Stadtverordnetenversammlung vor, dieser Erhöhung zuzustimmen und gleichzeitig auch den Hebesatz für die Grundsteuer A auf 245 % zu erhöhen.

Einerseits stimmen dann diese beiden Hebesätze wieder überein, andererseits befinden wir uns in guter Gesellschaft mit unseren Nachbarkommunen.

Die erhöhten Hebesätze entsprechen dann dem Durchschnittsbetrag aller untersuchten Kommunen im Landkreis Limburg-Weilburg.

Es gibt nun mehrere Wege, diese Hebesätze zu beschließen. Die Verwaltung schlägt vor, hierzu eine Hebesatzsatzung zu erlassen, ein einfacher Entwurf  vorbereitet wurde.

Dies hätte den Vorteil, dass die Beschlussfassung über entsprechende Satzungsänderungen von den Haushaltsberatungen und Genehmigungen abgekoppelt werden könnte. 

Beschluss:

Der HFA schlägt der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel den Wechsel der Grund- und Gewerbesteuer in eine Hebesatzsatzung vor. Die Hebesätze sollen rückwirkend ab 01.01.2012 auf 245  % erhöht werden.

Abstimmung:

Ja- 28


Nein- 0

Enthaltung- 0


Punkt 4
A)
Beratung des Entwurfs der Haushaltssatzung nebst Haushaltsplan und 
Anhang für das Haushaltsjahr 2012

B)
Haushaltssicherungskonzept

C)
Investitionsprogramm und Ergebnis- und Finanzplanung für die Jahre 
2011-2015

hier:
Bericht zu den Punkten A – C durch den Vorsitzenden des Haupt- und 
Finanzausschusses, Herrn Gebhart, mit Beschlussvorschlägen

Zu Beginn schildert der HFA-Vorsitzende Herr Gebhart, dass in der HFA-Sitzung vom 09.02.2012 dem Auftrag der Stadtverordnetenversammlung folgend über die Richtlinien zur Benutzung des Runkler Bus´chens zu beraten waren. Zu diesem Zeitpunkt war die Tagesordnung zur heutigen Sitzung bereits  festgelegt. Es war nicht absehbar, ob ein Beschlussvorschlag für die heutige Sitzung vorliegen wird. Aus diesem Grund steht dieser Tagesordnungspunkt nicht auf der heutigen Tagesordnung. Da der vorliegende Vorschlag sowohl Änderungen bei den Richtlinien und in der Entgeltordnung beinhaltet wird auf Anraten der Verwaltung aus verfahrenstechnischen Gründen der Beschlussvorschlag in der nächsten Stadtverordnetenversammlung am 21.03.3012 beraten. Herr Gebhart wird hierzu aus dem HFA erneut berichten. 

Fortführend berichtet Herr Gebhart zu den Haushaltsberatungen 2012 wie folgt: 

Der HFA hat sich auftragsgemäß in drei Sitzungen mit zusammen mehr als 10 Stunden mit dem eingebrachten Haushaltsentwurf 2012, seinen Annahmen und Hintergründen befasst.

Der HFA hat den eingebrachten Haushaltsentwurf an vielen Stellen, insbesondere im Investitionsbereich, geändert. Ich werde diese vorgeschlagenen Veränderungen im Einzelnen vorstellen.

Ob und wie gut uns mit dem Beschlussvorschlag ein Spagat gelungen ist, das muss jeder Stadtverordnete für sich selbst entscheiden und mit seinem Votum bestätigen oder ablehnen.

Änderungen bei Investitionen: 

Diese Änderungen vermindern die geplanten Investitionen um 140.000,- Euro. Dagegen stehen zusätzlich der anteilige Jahresansatz für die Geschwindigkeitsmessanlagen von 63.500,- Euro, die fälschlicherweise im Nachtrag für 2011 mit 200.000,- Euro in einer Summe veranschlagt worden sind, sowie ein Ansatz für die mobile Geschwindigkeitsmessanlage von 45.000,- Euro.

Änderungen im Ergebnishaushalt: 

Bei verschiedenen Produkten konnten die Plan-Erträge aufgrund neuer Kalkulationen höher angesetzt werden, zusammen sind dies 182.000,- Euro, die Aufwendungen fallen um 17.000,- Euro niedriger aus. Größter Einzelposten ist die Heizung für das BGH Dehrn. Durch die Entscheidung für ein Blockheizkraftwerk sind die Sachkosten um 40.000,- Euro niedriger. Die Ergebnisverbesserung beträgt insgesamt ca. 200.000,- Euro.

Diese Änderungen führen im Ergebnishaushalt - bei Erträgen von 13.950.300,- Euro und Aufwendungen von 16.037.000,- Euro - zu einem Fehlbetrag von 
-2.086.700,- Euro.

Bereinigt um die nicht Ausgabe wirksamen Posten verbleibt ein Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit von -1.203.800,- Euro.

Die Brutto-Investitionen betragen 3.682.500,- Euro, vermindert um Zuschüsse und Zuweisungen verbleiben die Netto-Investitionen von 2.805.500,- Euro, die durch neue Kredite finanziert werden müssen. Bei Auszahlungen für Tilgungen bereits bestehender Kredite von 620.000,- Euro errechnet sich eine Netto-Neuverschuldung von 2.185.500,- Euro und darüber hinaus ein Finanzmittelfehlbedarf von -1.823.800,- Euro.

Diese Zahlen sind so in dem § 1 der Haushaltssatzung enthalten, die der HFA der Stadtverordnetenversammlung zur Beschlussfassung vorschlägt.

Weiterhin vorgeschlagen wird vom HFA das auf den Seiten 24 – 26 dargestellte Haushaltssicherungskonzept, über das bei nicht ausgeglichenem Ergebnishaushalt in der Stadtverordnetenversammlung abgestimmt werden muss.

Die mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung 2012 – 2016 wird unverändert zur Annahme vorgeschlagen, wobei zu erkennen ist, dass auch die Folgejahre mit negativen Jahresergebnissen abschließen und neben weiteren Netto-Kreditaufnahmen in allen Jahren mit weiterem Finanzmittel-Fehlbedarf gerechnet werden muss.

Der Stellenplan wird, wie eingebracht, vorgeschlagen, wobei sich einzelne Fraktionen noch Änderungsanträge dazu vorbehalten haben.

Der HFA schlägt der Stadtverordnetenversammlung die so geänderte Haushaltssatzung mit allen genannten Bestandteilen zur Beschlussfassung vor, dieser Vorschlag ist mehrheitlich mit 6 Ja-Stimmen und 1 Nein-Stimme bei 7 anwesenden Ausschussmitgliedern gefasst worden.

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber bedankt sich für die Berichterstattung.
Zur Bearbeitung der Anträge schlägt sie folgendes Verfahren vor:

1. Die Fraktionen bringen der Reihe nach ihre Anträge ein, beginnend mit der

    stärksten Fraktion.

2. Jeder Antrag ist einzeln mit Begründungen vorzutragen und

3. das Thema unmittelbar im Anschluss zu ergänzen mit etwaigen

    Gegenargumenten seitens einer der anderen Fraktionen.

Auf diese Weise soll für jeden Antrag die Breite der Diskussion dargelegt werden, auf der die Stadtverordneten ihre jeweilige Entscheidung fällen werden und im Vorfeld ausführlich bedacht haben.

Herr Fraktionsvorsitzender Dr. Birko beginnt mit der Erläuterung zum 1. Antrag der SPD-Fraktion zu Investitionsnr.: I09-541-07- Planungskosten Brücke Arfurt 

„Der im Entwurf enthaltene Ansatz wird wieder hergestellt“

Ferner teilt er mit, wenn nichts geändert wird, wird der Haushalt kein verschwenderischer Haushalt. Rücksicht muss auch auf kleinere Beträge genommen werden. Die Haltung der SPD ist es sorgfältig mit Ressourcen umzugehen. Zum Sparen gehört es auch Investitionen zu tätigen. Die Photovoltaikanlage, sowie das Blockheizkraftwerk in Dehrn sind innovative und kostenentlastende Investionen. Die drei gestrichenen Investitionen können es zumindest sein.

Die Brücke in Arfurt könnte wichtiger Träger für eine Wasserleitung sein und als  Leitungsträger genutzt werden, mit eventuellen Mitfinanzierungen. Doch diese Überlegungen wurden nicht ausreichend durchleuchtet. Nutzen wurden nicht ermittelt.

Herr Fraktionsvorsitzender Becker erklärt, dass die Bürgerliste die Ansicht vertritt, dass derzeit nicht die finanziellen Mittel vorhanden sind, um diese Investitionen umzusetzen. Einer Verschiebung in einen der künftigen Haushalte ist die Bürgerliste nicht abgeneigt. 

Herr Fraktionsvorsitzender Nass führt ebenfalls an, dass von Seiten der CDU bei solch knappen Mitteln hier kein Handlungsbedarf gesehen wird. Eine Verlegung des Dükers wird durch Aussagen der SÜWAG in den nächsten Jahren ebenfalls nicht notwendig sein. Als letztes Argument wird aufgeführt, dass eventuell der neue Villmarer Bürgermeister den Bau einer Brücke nicht präferieren wird. 
Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt, den Änderungsantrag I09-541-07- Planungskosten Brücke Arfurt „Der ursprüngliche Ansatz wird wieder hergestellt“ nicht anzunehmen.

Abstimmung:


Ja- 11


Nein- 16

Enthaltung- 1
2. Antrag der SPD-Fraktion I10-11-02- Behindertenaufzug Rathaus

„Die Maßnahme ist in der vorgeschlagenen Höhe wieder zu veranschlagen“

Herr Fraktionsvorsitzender Dr. Birko erklärt, dass der Behindertenaufzug eine Pflichtaufgabe ist. 

Herr Fraktionsvorsitzender Nass stimmt zu, dass es gesetzliche Vorgaben gibt barrierefreie Zugänge in öffentlichen Gebäuden zu schaffen. Gleichzeitig weist er daraufhin, dass es im gesamten Stadtgebiet mehrere öffentliche Gebäude gibt, die es gilt barrierefrei zu gestalten. Deshalb schlägt  die CDU-Fraktion vor, dass die Verwaltung innerhalb eines Jahres einen Zeitplan mit Finanzplan erstellen soll, welcher möglichst schnell barrierefreie Zugänge für alle öffentlichen Gebäude der Stadt Runkel beinhaltet. Eine Zustimmung für den heutigen Antrag wird nicht  gegeben. 

Herr Bürgermeister Bender gibt zu bedenken, diesen Punkt nicht unter dem Punkt der Rentabilität zu behandeln.

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber kündigt an, allen Behinderten entgegenzukommen, indem die weiteren Stadtverordnetenversammlungen im barrierefreien Clubraum der Stadthalle Runkel veranstaltet werden. 

Beschluss: 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt, den Antrag der SPD-Fraktion „Behindertenaufzug Rathaus“ nicht anzunehmen.
Abstimmung:

Ja- 12


Nein-
14

Enthaltung- 2

3. Antrag  der SPD-Fraktion I09-573-03- Zehntscheune

„Der ursprüngliche Ansatz wird  – mit einem Sperrvermerk veranschlagt,  wonach die Mittel durch den HFA freizugeben sind, wenn alle im Zusammenhang mit diesem Projekt stehenden Fragen geklärt sind“.

Hier weist Herr Dr. Birko daraufhin,  dass diese Investition noch abstimmungsreif sei. Es gibt 8 Vereine, die sich an der Unterhaltung der Zehntscheune beteiligen möchten. 

Herr Fraktionsvorsitzender Eisenberg führt an; nichts spricht gegen die Nutzung der Zehntscheune durch die Vereine, jedoch soll die Stadt Runkel sich hier nicht involvieren. Durch die Satzung der Vereinsförderung können alle Vereine, die sich engagieren wollen, Zuschüsse beantragen.  

Beschluss: 

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt den Antrag  „Zehntscheune“ nicht anzunehmen.
Der Antrag lautet, den ursprünglichen Ansatz wieder einzustellen und mit einen Sperrvermerk zu versehen. Freigabe der Mittel erfolgt durch den HFA, wenn alle im Zusammenhang mit diesem Projekt stehenden Fragen geklärt sind.
Abstimmung:

Ja- 11


Nein- 17

Enthaltung- 0

Herr Fraktionsvorsitzender Nass erläutert den 1. Antrag der CDU-Fraktion wie folgt: I09-111-01- Büromöbel und Ausstattungsgegenstände
„Reduzierung von 15.000,- Euro auf 5.000,- Euro“

Im Hinblick auf die Planung, die nächsten Stadtverordnetenversammlungen im Clubraum der Stadthalle Runkel stattfinden zu lassen, spricht nichts dagegen,  die Anschaffung von Tischen und Stühlen für den Sitzungssaal auf nächstes Jahr zu verschieben. 

Herr Bürgermeister Bender weist auf das Alter und den Zustand des Mobiliars im Sitzungssaal hin und merkt an, dass im Sitzungssaal nicht nur Stadtverordnetenversammlungen stattfinden, sondern auch  Magistratssitzungen, Ortsbeiratssitzungen, Hochzeiten sowie Vereinsversammlungen. 

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel stimmt dem Antrag I09-111-01 Büromöbel und Ausstattungsgegenstände „Reduzierung von 15.000,- Euro auf 5.000,- Euro“  mehrheitlich zu.

Abstimmung:

Ja- 15


Nein- 10


Enthaltung- 3

Im 2. Antrag beantragt die CDU-Fraktion die Herausnahme des Ansatzes „Seniorenanlage-Spielplatz“  I12-366-01 

Herr Fraktionsvorsitzender Nass führt hier das Fehlen des versprochenen Konzeptes als Grund der Streichung an. 

Herr Fraktionsvorsitzender Eisenberg beantragt, den Betrag auf 10.000,- Euro zu reduzieren.
Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel stimmt der Streichung der Investition I12-366-01- Spielplatz Seniorenwohnanlage Runkel zu.

Abstimmung:


Ja- 15


Nein- 12

Enthaltung- 1

3. Antrag der CDU-Fraktion auf Streichung der Bauhofstellen 
Herr Fraktionsvorsitzender Nass bittet um eine Aufstellung der Gesamtaufgaben des Bauhofes. Es bittet um Prüfung, ob die Pflege der  Ausgleichsflächen an  Dritte vergeben werden kann.
Herr Fraktionsvorsitzender Becker erklärt, dass die Bürgerliste der Einrichtung auf 1 Stelle im Bauhof zustimmen wird. Weiterhin schlägt er vor, dass der Ältestenrat sich mit der Personalie „Bauhofleiter“ befasst.
Herr Bürgermeister Bender ergänzt, dass eine Aufstockung auch durch die körperliche Beeinträchtigung eines Mitarbeiters des Bauhofs, der auch nicht durch Genesung wieder voll einsetzbar sein wird, notwendig ist. Häufig zählen auch die Ortsvorsteher mit zu denjenigen, die oft den Bauhof zur Hilfe rufen. Auf absehbare Zeit wird die Arbeit nicht weniger. 

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel stimmt dem Antrag der CDU-Fraktion  auf  Streichung von 2 Stellen nicht zu. 

Abstimmung:


Ja- 8


Nein- 17

Enthaltung- 3

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel stimmt dem Antrag der Bürgerliste der Reduzierung auf 1 Stelle nicht zu.
Abstimmung:


Ja.- 13

Nein – 14

Enthaltung- 1

4. Die CDU-Fraktion beantragt die eingesparten Gelder (Brücke Arfurt, Vordächer BGH Wirbelau und Arfurt)für die Erneuerung des Verbindungsweges Arfurt als Investition 54-110 Allgemeiner Straßenbau in den Haushalt einzustellen.
Herr Fraktionsvorsitzender Dr. Birko stimmt diesem Antrag mit der Begründung nicht zu, wenn Sparsamkeit bzw. der Anspruch auf Kostenreduzierung erhoben wird,  dann zu gleichen Teilen.

Herr Stadtverordneter Hastrich erklärt hierzu, dass durch den harten Winter  viele Straßen in den Ortsteilen in Mitleidenschaft gezogen wurden und diese Straße in Arfurt kein Einzelfall ist.
Herr HFA-Vorsitzender Gebhart weist daraufhin, dass diese Herausnahmen aus dem Investitionshaushalt sind. Dieser Antrag  gehört zur Maßnahme Instandhaltung Ergebnishaushalt.
Herr Stadtverordneter Bremser stellt den Antrag, diese Maßnahme nicht auf den Ortsteil Arfurt zu beschränken, sondern frei für alle Ortsteile der Stadt Runkel zur Verfügung zu stellen.

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel stimmt dem Antrag der CDU- Fraktion auf Einarbeitung der eingesparten Planungskosten in Höhe von 30.000,- Euro durch Streichung der Investitionen für die Brücke Arfurt über 10.000,- Euro und die Vordächer BGH Wirbelau und Arfurt über 20.000,- Euro durch die Verwaltung für 54-110 Instandhaltung Straßenwege und –plätze nicht zu.

Abstimmung:  
Ja- 11


Nein- 15

Enthaltung- 2

Herr Fraktionsvorsitzender Becker geht intensiv auf den Schuldenstand ein. Im Investitionsplan 2011 sind 2.500.000,- Mio. Euro eingestellt worden. Im Jahr 2012 wurden 3.500.000,- Mio. Euro eingestellt. Er zitiert aus der Rede von Herrn Bürgermeister Bender vom 16.12.2011: 

„Es fehlen auf allen Ebenen der öffentlichen Hand die eigentlichen notwendigen Finanzmittel. Die von der Politik prophezeiten Einnahmeverbesserungen gehen derzeit an der Stadt Runkel vorbei.“ 

Insofern kann die Bürgerliste die Steigerung der Investitionen von 1.000.000,- Mio. Euro nicht nachvollziehen. Er verweist auf den Schuldenstand von 2010   (10.285.000,- Mio. Euro),  der voraussichtliche Schuldenstand zum Ende des Haushaltsjahres 2012 wird derzeit mit 18.500.000,- Mio. Euro angegeben. Dies bedeutet eine Steigerung von 75 %.

Zu den freiwilligen Leistungen erklärt er, dass das Defizit von 589.000,- Euro  in 2010 über 869.000,- Euro in 2011 auf geplante 788.000,- Euro in 2012 festgestellt wird. 

Hierzu zitiert Herr Becker nochmals aus der HH-Rede 2011: Für das Haushaltsjahr 2011 ist vorgesehen die freiwilligen Leistungen auf dem derzeitigen Stand zu halten und bei gleichzeitigen Bemühen die Erträge zu verbessern. Damit soll erreicht werden, dass sich die Finanzlücke  verringert.

Aus Sicht der Bürgerliste müssen im Bereich der Bürgerhäuser Gespräche mit den regelmäßigen Nutzern geführt werden, wie die laufenden Kosten für den städtischen Geldbeutel verringert werden können. Auch die Nutzungsentgelte für private Feiern müssen überdacht werden. Als Beispiel führt er die Regelung mit dem Schadecker „Haus der Vereine“ auf, hier läuft es seit Jahren mit der Zahlung eines festen Zuschusses.

Die Bürgerliste beantragt, die Investition I12-551-00 Wehrumbauten Kerkerbach über 100.000,- Euro in das nächste Haushaltsjahr zu verschieben.

Im Vorfeld sollte zunächst im Bereich des Kerkerbaches die Wasserqualität verbessert werden.

Herr Stadtverordneter Belz merkt an, den Betrag im Haushalt stehen zu lassen,  um den Anteil der Bezuschussung für diese Maßnahme zu sichern. 
Herr HFA-Vorsitzender Gebhart weist darauf hin, dass es hier nicht ausreicht, über den Antrag auf Streichung der 100.000,- Euro abzustimmen, sondern dass dadurch 75.000,- Euro Zuwendung aus dem Haushalt gestrichen werden müssen. Gleichzeitig müssen 40.000,- Euro für die Erneuerung der Heizungsanlage im BGH Dehrn wieder einkalkuliert werden.
Beschluss: 

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel stimmt dem Antrag, die Investition Wehrumbauten Kerkerbach ins nächste Haushaltjahr zu verschieben, nicht zu.

Abstimmung:

Ja- 4


Nein- 23

Enthaltung- 1
Im 2. Antrag der Bürgerliste geht es um die Investition

I12-573-01 Blockheizkraftwerk Dehrn 

Die Bürgerliste beantragt, die geplanten 100.000,- Euro im Investitionsplan zu streichen. Begründet wird dies damit, dass eine neue Heizungs-Lüftungsanlage Kosten von 90.000,- Euro verursachen würde. Der Nutzen eines Blockheizkraftwerks wird hier nicht gesehen, diese Anlage wäre geeigneter für ein Hallenbad, wo ständig eine gleichmäßige Wärme gehalten werden muss. Weiterhin wurde leider kein Vergleichsobjekt vorgelegt.
Herr Bürgermeister Bender führt hierzu an, dass sich ein Blockheizkraftwerk nach 8 Jahren amotisierten. Dies wird von einer renomierten Firma der Verwaltung bestätigt.
Herr Stadtverordneter Belz ergänzt, dass durch ein Blockheizkraftwerk nebenbei Strom erzeugt wird. Dies führt auch zur Energieeinsparung.
Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel stimmt dem Änderungsantrag der Bürgerliste nicht zu.

Abstimmung:

Ja- 4


Nein- 24

Enthaltung- 0

Der 3. Antrag der Bürgerliste betrifft die Investition I09-533-01-
Urnenwand Ennerich

Vor dem Hintergrund der finanziellen Lage der Stadt Runkel beantragt die Bürgerliste, dass diese Aufwendung in einen der nächsten Haushalte verschoben wird.

Herr Fraktionsvorsitzender Eisenberg führt an, dass eine Urnenwand von Seiten der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen für eine sinnvolle Einrichtung gehalten wird, die vielleicht auch günstiger umgesetzt werden kann, wie im Haushalt veranschlagt.

Herr Stadtverordneter Rosbach erklärt, dass der Ortsbeirat mehrfach von Bürgern bezüglich der Aufstellung einer Urnenwand angesprochen wurde. Diese Anfragen werden sich sicherlich auch in den anderen Stadtteilen stellen. Die Grabpflege wird immer schwieriger, besonders für ältere Mitmenschen. Eine Einstellung dieser Investition in den Haushalt wird von Seiten der CDU-Fraktion befürwortet.
Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel stimmt dem Antrag der Bürgerliste auf Verschiebung der Investition Urnenwand Ennerich in einen der nächsten Haushalte nicht zu.
Abstimmung:

Ja- 6


Nein- 20

Enthaltung-2
Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber bittet abschließend um Abstimmung über den Haushaltsplan 2012.
Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt den Haushaltsplan 2012 nebst Stellenplan mit den vorstehend genannten Änderungen.
Abstimmung:

Ja- 20


Nein – 6

Enthaltung- 2
Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt das Haushaltssicherungskonzept 2012 der Stadt Runkel auf der Grundlage des HFA-Vorschlages mehrheitlich anzunehmen.
Abstimmung:

Ja- 21


Nein- 5

Enthaltung- 2
Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt den Investitionsplan und den Ergebnisplan der Stadt Runkel 2012 in der geänderten Form auf Grundlage des HFA-Vorschlages und den beschlossenen Anträgen mehrheitlich anzunehmen.

Abstimmung:

Ja- 14


Nein- 12

Enthaltung- 2

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt die Haushaltssatzung 2012 in der geänderten Form auf Grundlage des HFA-Vorschlages und den beschlossenen Anträgen mehrheitlich anzunehmen. 

Abstimmung:

Ja- 21


Nein- 4

Enthaltung- 3

Punkt 5

Genehmigung des Protokolls vom 25.01.2012

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt einstimmig die Genehmigung des Protokolls vom 25.01.2012.

Abstimmung:

Ja- 28


Nein- 0

Enthaltung- 0

Punkt 6
Mitteilungen des Magistrates

Herr Bürgermeister Bender berichtet über einen Presseartikel, in dem über eine Familie aus Ennerich berichtet wird, die keine Möglichkeit hat, Heizmaterial zu beschaffen. Die Stadt Runkel hat dahingehend reagiert und beim zuständigen Amt in Limburg nachgefragt. Hier wurde mitgeteilt, dass die Heizmittel bis weit über den Februar hinaus, auch durch Spendenzusagen, reichen werden. 
Weiterhin berichtet er, dass der Nachtragshaushaltsplan 2011 genehmigt zugesandt wurde.
In der Mitgliederversammlung „Ferienland“, die federführend von Herrn Landrat Michel moderiert wurde, berichtete dieser, wie sich die Kommunen des Landkreises Limburg-Weilburg in Punkto Gäste und Übernachtungen entwickelten.
Hier war Runkel eine von zwei Kommunen, die Zunahmen zu verzeichnen haben:
2010   14.784 Gäste

2008   13.990 Gäste

Die Übernachtungen von Touristen  haben ebenfalls deutlich zugenommen:

Jahr 2006 bis 2008 von  9.700 auf 20.900 Übernachtungen 
und in 2010 auf 21.800 Übernachtungen
Im Haushaltsansatz 2011- Gesamtergebnisrechnung war eine Unterdeckung von 

1.875.000,- Mio. Euro vorgesehen bzw. eingestellt. Die Stadt Runkel schließt das Jahr  2011 durch gutes Wirtschaften und gute Ausschreibungsergebnisse mit einem Betrag von - 867.767,- Euro ab.

Das erste Treffen im Wirtschaftsministerium in Wiesbaden bezüglich Fortsetzung der Ortsumgehung in Dehrn am 14.02.2012 ist sehr positiv verlaufen. Es erfolgt die Zusendung der Gesprächsnotiz über das weitere Vorgehen.  

Eine Überprüfung der Verkehrsführung in der Burgstraße betreffend des Schwerfahrzeugverkehrs wurde versprochen. Ein weiteres Treffen ist geplant.
Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber bedankt sich für die Ausführungen und schließt die Sitzung. Die nächste Stadtverordnetenversammlung am 21. März 2012 findet im Clubraum der Stadthalle Runkel statt.

Sitzungsende: 22.00 Uhr

Ragnhild Schreiber





 Frau Janevski

(Stadtverordnetenvorsteherin)



(Schriftführerin)

